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I. Zur Konfliktlösung und Prävention bei  

• Untergraben von Gewässerufern, Böschungen, Dämmen 

• Schäden an technischen wasserwirtschaftlichen Anlagen 

II. Beschreibung der Maßnahme 

Um besonders gefährdete Bereiche von bspw. Gewässerufern, Böschungen und Dämmen 
gegen Grabaktivitäten durch den Biber zu schützen, können zur Sicherung Wasserbau
steine mit einer Kantenlänge > 40 cm (Gewichtsklasse 10/60-LMB) mehrlagig auf den zu 
schützenden Bereich gelegt werden. Steine in dieser Größenklasse können vom Biber 
nicht mehr bewegt werden, sodass mit der Maßnahme Grabaktivitäten wirksam unter
bunden werden. 

Je nach zu schützendem Gewässer bzw. Uferbereich kann es notwendig sein, vor Maß
nahmenumsetzung einen Teil des Uferbereichs abzutragen, um den Fließgewässerquer
schnitt aufrechtzuerhalten. 

Vor Maßnahmenumsetzung muss sichergestellt werden, dass in dem zu sichernden Ufer
bereich keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten (zentrale und aktuell belegten Biberbaue 
und -röhren) vorhanden sind. Ist ein Vorkommen nicht auszuschließen, sind die Uferbe
reiche vorab durch geeignetes Fachpersonal (bspw. Biberberatende, Biberbeauftragte) 
zu kontrollieren und in Text und Karte zu dokumentieren. Im Anschluss bedarf es einer 
fachlichen Einschätzung die klarstellt, ob die Funktion der vorkommenden Fortpflan
zungs- und Ruhestätten (Biberbaue/ Röhren) im unmittelbaren räumlichen Zusammen
hang erhalten bleibt (1) oder ob mit einer vollständigen Zerstörung der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten zu rechnen ist (2). 

(1) Bleibt die Funktion erhalten, können die vorhandene Biberbaue und -röhren vor Ein
bringung der Steinschüttung geöffnet und verfüllt werden (z. B. mit Kies). Dies sollte 
unter Berücksichtigung der Vermeidung einer Verletzung oder Tötung von im Bau be
findenden Tieren langsam und abschnittsweise erfolgen. Das direkte Öffnen von 
Bauen und Röhren sollte durch händisches Graben erfolgen. Davor, als auch danach 
bzw. wenn sichergestellt ist, dass keine Gefahr der Tötung oder Verletzung von Bi
bern besteht, kann auch maschinelle Hilfe (Bagger) genutzt werden. 

(2) Wird die Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätte mit der Maßnahme zerstört, 
müssen weitergehende Maßnahmen zum vorgezogenen funktionellen Ausgleich 
(CEF) geprüft und bei Eignung umgesetzt werden. Dies kann z. B. der Einbau eines 
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Kunstbaues sein. Sind entsprechende Maßnahmen nicht möglich, ist eine arten
schutzrechtliche Ausnahmegenehmigung erforderlich (siehe V. Notwendige Geneh
migungen). 

Vereinfachte Darstellung: 

 

III. Art der Maßnahme 

Präventiv Sofortmaßnahme Langfristige Wirkung 
✓ (✓)* ✓ 

 

* mit entsprechender Planungszeit 

IV. Ansprechstellen 

Maßnahmen müssen generell vorab mit der unteren Naturschutzbehörde (UNB) oder der 
höheren Naturschutzbehörden (bei Lage im NSG) abgestimmt werden. Die untere Was
serbehörde muss ebenfalls mit einbezogen werden und es muss eine Abstimmung mit 
dem Träger der Unterhaltungslast des Gewässers erfolgen. 

V. Notwendige Genehmigungen 

Naturschutzrecht 

• Sofern durch die Maßnahme keine Biberbaue oder Röhren betroffen sind, ist für die 
Umsetzung der Maßnahmen keine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung 
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG in Bezug auf den Biber notwendig. 

• Die Maßnahmen kann jedoch zum Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 
1 BNatSchG führen (z. B. bei vorhandenen Biberbauen oder Röhren durch Beeinträch
tigung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten des Bibers oder auch anderer Arten
gruppen bspw. Amphibien). In diesen Fällen ist eine artenschutzrechtliche Ausnah
megenehmigung gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG notwendig, die bei der HNB bzw. der 
UNB zu beantragen ist. 
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• Die Maßnahme kann einen naturschutzrechtlichen Eingriff nach § 14 BNatSchG dar
stellen bzw. auch Verbotstatbestände nach § 30 BNatSchG (Biotopschutz) auslösen. 

• Je nach Lage der Maßnahmenfläche können noch weitere naturschutzrechtliche Prü
fungen / Genehmigungen notwendig werden (z. B. bei Lage im FFH-Gebiet, NSG, Be
troffenheit von Biotopen). 

Wasserrecht 

Je nach Art, Umfang und Lage der Sicherung kann eine wasserrechtliche Zulassung er
forderlich sein. Bereits bei der Maßnahmenplanung ist daher eine enge Abstimmung mit 
der unteren Wasserbehörde und ggf. ein entsprechender wasserrechtlicher Antrag erfor
derlich. 

VI. Geeigneter Umsetzungszeitraum 

• Eine Umsetzung ist grundsätzlich ganzjährig möglich. 

• Bei Erteilung einer artenschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung oder Befreiung in 
Bezug auf ein NSG wird das mögliche Zeitfenster für die Maßnahmenumsetzung in 
dieser festgesetzt. Wenn Fortpflanzungs- und Ruhestätten des Bibers betroffen sind, 
ist die Maßnahme i. d. R. nur außerhalb der Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeit des 
Bibers zulässig, also zwischen September und Anfang/Mitte März. 

• Die Laichzeiten von Fischen (teilweise auch im Winter) sind zu beachten. Es ist zu 
prüfen, ob sich die Maßnahmen negativ auf den Fisch- und Muschelbestand 
auswirken kann. 

VII. Fördermöglichkeiten 

Siehe Förderleitfaden Biber – wird zeitnah ergänzt. 

VIII. Hinweise zur Maßnahmenumsetzung 

• Eingänge zu Fortpflanzungs- und Ruhestätten dürfen in der Regel nur mit arten
schutzrechtlicher Ausnahmegenehmigung verbaut bzw. verfüllt werden. Vorgezo
gene Ausgleichmaßnahmen zum funktionellen Erhalt der Fortpflanzungs- und Ruhe
stätten sind zu prüfen. 

• Beim Einbau der Flussbausteine ist zu berücksichtigen, dass hierdurch große Men
gen an Schwebstoffen (Schlamm) freigesetzt werden können, was zu einer Gewäs
sereintrübung mit potentiell negativen Auswirkungen auf andere aquatische und se
miaquatische Lebewesen führen kann. Daher sollte der Einbau immer nur langsam 
und schrittweise erfolgen. Vor Maßnahmenumsetzung sollten auch die jeweiligen Fi
schereirechtsinhaber informiert werden. 
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• Es ist zu beachten, dass diese Maßnahme einen erheblichen Eingriff in die Uferstruk
tur von Gewässern bedingt und starke Auswirkungen auf die ökologische Funktion 
des betroffenen Ufers hat. Gleichzeitig ist sie konträr zu den wasserwirtschaftlichen 
Bemühungen der WRRL in Bezug auf die Renaturierung von Gewässern zu betrach
ten. Daher ist diese Maßnahme vorrangig in künstlichen Stillgewässern wie Fisch
zuchtanlagen oder Angelweihern zu nutzen. Nur in Ausnahmefällen sollte diese 
Maßnahme in (kleinen) Abschnitten von Fließgewässern eingesetzt werden. 

• Vor Umsetzung sollten auch die jeweiligen Fischereirechtsinhaber, Fischereiaufseher 
sowie die zuständige Fischereibehörde informiert werden. Die Fischschonzeiten sind 
zu beachten. 

• Bei Einsatz von LKW und Baumaschinen am und im Gewässer sind die grundlegen
den Handlungsvorgaben zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, zur Seu
chenprophylaxe (Krebspest, Bsal etc.) und zur Verschleppung invasiver Arten (z. B. 
Indisches Springkraut etc.) zu beachten. 

• Es sollten nur für das Gewässer typische (autochthone) Steinsorten verwendet wer
den. 

• Zur Verbesserung der ökologischen Funktion und der Stabilität (ingenieurbiologische 
Bauweise) kann die Steinschüttung durch Weidenstecklinge ergänzt werden. Die 
Stecklinge werden zwischen den Steinen in das Erdreich geschlagen. Sie treiben 
wieder aus und festigen durch das Wurzelwerk den Verbund der einzelnen Steine 
untereinander. 
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IX. Praktische Anwendung 

 
Abb. 1: Einbau von einer Steinschüttung an einem Stillgewässer. © Timo Skorzak 

 
Abb. 2: Einbau von einer Steinschüttung an einem Stillgewässer. © Timo Skorzak 
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